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Von Kai Decker

Varel/Wilhelmshaven – Der 
Chefarzt der Vareler Frauen-
klinik ist mit seiner Klage 
gegen die Friesland Kliniken 
vor dem Arbeitsgericht Wil-
helmshaven gescheitert. 
Trotzdem bleibt die zentrale 
Frage des Streits offen: Durf-
ten ihn die Kliniken im Früh-
jahr von der Arbeit freistel-
len? Darüber hat das Gericht 
inhaltlich nicht entschieden.

Der Grund dafür liegt im 
Arbeitsrecht. Der Chefarzt 
arbeitet seit Juli wieder und 
wollte nun nachträglich fest-
stellen lassen, dass ihn die 
Friesland Kliniken auch wäh-
rend seiner Freistellung vom 
9. März bis zum 12. Juli 2026 
hätten beschäftigen müssen. 
Für eine solche rückwirkende 
Feststellung sah das Gericht 
jedoch kein ausreichendes 

rechtliches Interesse.

Warum das Gericht die 
Klage abwies

Nach Auffassung der Kam-
mer reicht es nicht aus, dass 
die Frage für den Chefarzt 
möglicherweise später noch 
einmal wichtig werden könn-
te – etwa bei einem Zeugnis, 
einer Beurteilung oder mög-
lichen Schadensersatzan-
sprüchen. Sollte es darüber 
zu einem weiteren Verfahren 
kommen, könnte die damali-
ge Freistellung dort erneut 
geprüft werden.

Genau deshalb wollte das 
Arbeitsgericht die Frage jetzt 
nicht losgelöst davon klären. 
Juristisch geht es dabei um 
das sogenannte Feststel-
lungsinteresse: Wer etwas 
gerichtlich feststellen lassen 
will, das ausschließlich in der 

Vergangenheit liegt, muss 
darlegen können, dass da-
raus noch konkrete rechtli-
che Folgen für die Gegenwart 
oder Zukunft entstehen.

Auch mit seinem Interes-
se an einer Rehabilitation 
konnte der Chefarzt das Ge-
richt nicht überzeugen. Nach 
Auffassung der Kammer lag 
kein so außergewöhnlich 
schwerer Eingriff in sein Per-
sönlichkeitsrecht vor, dass 
deshalb eine nachträgliche 
gerichtliche Feststellung er-
forderlich wäre.

Gericht verweist auf 
Unschuldsvermutung

Dabei spielte auch eine 
Rolle, wie die Friesland Klini-
ken mit dem Fall umgegan-
gen waren. Nach Angaben 
des Gerichts hatten die Klini-
ken trotz der Freistellung auf 

die Unschuldsvermutung 
hingewiesen und auf die Er-
mittlungen der Staatsanwalt-
schaft verwiesen. Die bezahl-
te Freistellung bewertete die 
Kammer zudem gegenüber 
einer ordentlichen Kündi-
gung als das mildere Mittel.

Das bedeutet allerdings 
nicht, dass das Arbeitsgericht 
die damalige Freistellung da-
mit für rechtmäßig erklärt 
hat. Zu dieser inhaltlichen 
Frage kam es aufgrund des 
fehlenden Feststellungsinte-
resses gar nicht mehr.

Chefarzt arbeitet seit 
Juli wieder

Ausgangspunkt des Falls 
war der Vorwurf der sexuel-
len Nötigung gegen den 
Chefarzt. Die Friesland Klini-
ken stellten ihn daraufhin im 
März frei. Die Staatsanwalt-

schaft Oldenburg stellte das 
Ermittlungsverfahren An-
fang Juli ein, weil sie keinen 
hinreichenden Tatverdacht 
für eine Anklage sah. Kurz 
darauf kehrte der Mediziner 
an seinen Arbeitsplatz zu-
rück.

Damit hatte sich sein ur-
sprüngliches Ziel vor dem 

Arbeitsgericht bereits erle-
digt: Der Chefarzt hatte zu-
nächst verlangt, tatsächlich 
wieder beschäftigt zu wer-
den. Nachdem er seine Ar-
beit wieder aufgenommen 
hatte, erklärten beide Seiten 
diesen Antrag für erledigt. 

 Das Urteil ist noch nicht 
rechtskräftig.

Freistellung bleibt weiter ungeklärt
Frauenklinik   Arbeitsgericht weist Klage des Chefarztes ab – Kein Urteil über Rechtmäßigkeit der damaligen Entscheidung

Vor dem Arbeitsgericht Wilhelmshaven wurde in den   vergan-
genen Woche  erneut über den Fall des Vareler Mediziners 
verhandelt. BILD: Kai Decker

Von Oliver Braun

Sande – Vor genau einem Jahr, 
am 18. September 2025, ist 
der Gewerbesteuerskandal in 
Sande öffentlich geworden. 
Damals hatte Bürgermeister 
Stephan Eiklenborg die Me-
dien darüber informiert, dass 
eine Mitarbeiterin aus der 
Fachabteilung Finanzen of-
fenbar über Jahre hinweg in 
großem Umfang Gewerbe-
steuerbescheide unzurei-
chend oder gar nicht bearbei-
tet hatte. Das führte zu einem 
Millionenschaden im Ge-
meindehaushalt und bald zu 
Konsequenzen innerhalb der 
Verwaltung und zu erhebli-
chen Nachforderungen für lo-
kale Betriebe.

Vertrauen in Verwaltung 
erschüttert

Zum „ersten Jahrestag“ des 
Sander Steuerskandals hat 
der Bürgermeister nach Rück-
sprache mit der Staatsanwalt-

schaft Oldenburg, die das Ver-
fahren in dieser Angelegen-
heit nunmehr offen führt, 
über den aktuellen Sachstand 
informiert. „Mir ist bewusst, 
dass die teilweise über viele 
Jahre unterbliebene Veranla-
gung von Gewerbesteuern 
das Vertrauen in unsere Ver-
waltung beeinträchtigt hat. 
Dies bedauere ich sehr“, so 
Eiklenborg. „Zugleich möchte 
ich deutlich machen, dass ein 
solcher Vorgang bis zu sei-
nem Bekanntwerden außer-
halb jeder Vorstellung lag.“

Unmittelbar nach Be-
kanntwerden des Sachver-
halts wurden die bislang 
nicht veranlagten Gewerbe-
steueransprüche in enger Zu-
sammenarbeit mit den Fi-
nanzbehörden sowie unter 
Hinzuziehung einer externen 
Steuerberatungsgesellschaft 
umfassend auf eine mögliche 
Verjährung geprüft, so San-
des Bürgermeister. Soweit 
dies noch möglich und erfor-
derlich war, sei bereits im Jahr 
2025 eine nachträgliche Ver-
anlagung erfolgt. Auf diese 
Weise konnte ein erheblicher 
Teil der zuvor nicht veranlag-
ten Gewerbesteuern noch 
festgesetzt und erhoben wer-
den. Auf Grundlage der auf-
gefundenen nicht veranlag-
ten Messbescheide wurden 
ca. 1,1 Millionen Euro an Ge-
werbesteuern nachveranlagt. 
Diese Summe umfasst jedoch 
nicht die Veranlagungen von 
ursprünglich nicht festge-
setzten aufgefundenen 
Steueransprüchen, die letzt-
lich jedoch zum Beispiel auf-
grund von Änderungsbe-
scheiden der Finanzbehörden 
festgesetzt wurden, so Eiklen-
borg.

 „Für die geleistete Amtshil-
fe und die sehr gute Zusam-
menarbeit möchte ich mich 
ausdrücklich bei den zustän-
digen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern des Finanzam-
tes Wilhelmshaven bedan-
ken. Ihre Unterstützung hat 
wesentlich dazu beigetragen, 
dass die Aufarbeitung des 
Sachverhalts zügig vorange-
trieben werden konnte“, teilt 

Sandes Verwaltungschef mit.

1,93 Mio. Euro sind 
verloren

Trotz dieser Maßnahmen 
ist durch bereits eingetretene 
Verjährung ein finanzieller 
Schaden entstanden, so Eik-
lenborg weiter. So konnten 
Steueransprüche in Höhe von 
insgesamt knapp 1,93 Mio. 
Euro, die die Steuerjahre 2005 
bis 2020 betreffen, nicht 
mehr erhoben werden. Dies 
entspeche rund drei Prozent 
des gesamten Gewerbe-
steueraufkommens im be-
trachteten Zeitraum.

„Ein Teil dieses Betrags in 
Höhe von etwa 700.000 Euro 
wurde unserer Versicherung 

als Schaden gemeldet“, so Eik-
lenborg.  Derzeit laufe die ver-
sicherungsrechtliche Prü-
fung. Eine abschließende Ent-
scheidung steht noch aus 
und wird sich wahrscheinlich 
bis zum Abschluss des Straf-
verfahrens hinziehen. 

Unmittelbar nach Be-
kanntwerden des Sachver-
halts im vergangenen Sep-
tember habe man im Rathaus 
die internen Abläufe und 
Kontrollprozesse bei der 
Steuererhebung, insbesonde-
re im Bereich der Gewerbe-
steuer, überprüft, angepasst 
und weiter digitalisiert. „Ein 
wesentlicher Schritt war da-
bei die Einführung des elekt-
ronischen Datenträgeraus-
tauschs für die Gewerbe-

steuermessbeträge, der zum 
17. April 2026 aktiviert wurde. 
Seitdem werden die Messbe-
scheide der niedersächsi-
schen Finanzämter elektro-
nisch übermittelt und unmit-
telbar in unser SAP-System 
eingelesen“, erläutert der Bür-
germeister. „Dadurch werden 
die Abläufe weiter automati-
siert. Zugleich wurden zusätz-
liche Kontrollprozesse ge-
schaffen.“ Eiklenborg selbst 
war durch den Gewerbe-
steuerskandal schwer in die 
Kritik geraten. Ratsfraktionen 
hatten ihm Fehler und Ver-
säumnisse vorgeworfen. 

Motiv weiter unbekannt

Weiterhin unklar ist das 

Motiv der unverzüglich nach 
Bekanntwerden der Vorgänge 
freigestellten Mitarbeiterin. 
Und warum es trotz zahlrei-
cher Hinweise auch von Ge-
werbetreibenden, die im Rat-
haus vorstellig wurden, dann 
noch bis 2025 dauerte, „bis 
die Bombe platzte“. 

Eiklenborg betont: Die Er-
mittlungen der Staatsanwalt-
schaft dauern derzeit noch 
an. Ein Ergebnis des gerichtli-
chen Verfahrens wird voraus-
sichtlich für den Sommer 
2027 erwartet. Dann ist er 
nicht mehr im Amt. Am 1. No-
vember übernimmt die am 
vergangenen Sonntag neu ge-
wählte Bürgermeisterin Anni-
ka Ramke (SPD) die Amtsge-
schäfte.  ﻿

„So etwas lag außerhalb jeder Vorstellung“ 
Gewerbesteuerskandal Sande  Was man ein Jahr nach Bekanntwerden weiß – und was nicht

Vor einem Jahr wurde bekannt, was im Rathaus der Gemeinde Sande bis dahin außerhalb jeglicher Vorstellung lag.
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Mir ist 
bewusst, 

dass die teilweise 
über viele Jahre 
unterbliebene 
Veranlagung von 
Gewerbesteuern das 
Vertrauen in unsere 
Verwaltung 
beeinträchtigt hat. 
Dies bedauere ich 
sehr. Zugleich 
möchte ich deutlich 
machen, dass ein 
solcher Vorgang bis 
zu seinem 
Bekanntwerden 
außerhalb jeder 
Vorstellung lag.
Stephan Eiklenborg
Bürgermeister in Sande

„


